Alt-Fassung gultig vom 01.01.2007 bis 23.12.2021

Satzung fiir die ,,Wirtschaftsforderung Wuppertal Anstalt 6ffentlichen Rechts“ in der
Fassung vom 20.12.2006

Aufgrund der §§ 7, 49 Abs. 1 Satz 2, 107 und 114a Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung fr
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV NW, S. 666) zuletzt geandert durch Gesetz vom 03.05.05 (GV NW, S. 498)
hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 18.12.2006 folgende Satzung be-
schlossen:

§1

Name, Sitz, Stammkapital, Dauer der Anstalt

1. Die ,Wirtschaftsférderung Wuppertal® ist eine selbstandige Einrichtung der Stadt Wup-
pertal in der Rechtsform einer rechtsfahigen Anstalt des o6ffentlichen Rechts. Sie wird
auf der Grundlage der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Satzung
gefuhrt.

2. Die Anstalt fihrt den Namen ,Wirtschaftsférderung Wuppertal“ mit dem Zusatz Anstalt
des offentlichen Rechts (AGR). Sie tritt unter diesem Namen im gesamten Geschafts-
und Rechtsverkehr auf.

3. Die Anstalt hat ihren Sitz in Wuppertal.
4. Das Stammkapital betragt 50.000,00 €.

5. Die Dauer der Anstalt ist unbestimmt.

§ 2

Gegenstand der Anstalt (Zweckbestimmung)

1. Die Stadt Wuppertal Ubertragt der Wirtschaftsforderung Wuppertal A6R die Aufgabe der
Wirtschaftsforderung in Wuppertal als hoheitliche Aufgabe. Dies geschieht durch Forde-
rung der Ansiedlung und Standortsicherung sowie die Entwicklung von Industrie, Ge-
werbe, Handel und Handwerk und die Férderung und Entwicklung des Arbeitsmarktes.
Hierzu gehoren insbesondere auch Auf3en- und Binnenmarketing fur den Wirtschafts-
standort Wuppertal, die Beratung und Unterstitzung von Unternehmen bei Standort-,
Ansiedlungs-, Forderungs- und sonstigen Entwicklungsfragen sowie Innovationsforde-
rung. Dieses umfasst auch den gesamten Bereich des Breitbandausbaus als wichtige
InfrastrukturmalRnahme. Andere Aufgaben sind der Betrieb einer Servicestelle bei der
Abwicklung von Verwaltungsverfahren sowie das Angebot eines Ansiedlungsservices,
die Existenzgrindungsberatung und das —coaching sowie die Beschaftigungsforderung
und Durchfihrung von Qualifizierungsmafinahmen in Wuppertal und in der Bergischen
Region und damit verbundene Geschafte.

2. Die Anstalt kann die in Abs. 1 bezeichneten Aufgaben unter den jeweils geltenden ge-
setzlichen Voraussetzungen auch fir andere Gemeinden wahrnehmen.

3. Die Anstalt kann Unternehmen griinden, erwerben oder sich an anderen Unternehmen
beteiligen, wenn das der Zweckbestimmung dient. Daruber hinaus ist die Anstalt zu al-
len Geschaften und MaRnahmen berechtigt, die zur Erreichung der Zweckbestimmung
notwendig oder nutzlich erscheinen.

§3
Organe der Anstalt

Organe der Anstalt sind:
- der Vorstand
- der Verwaltungsrat.



§4
Organpflichten

Mitglieder des Vorstands und Mitglieder des Verwaltungsrates dirfen in Angelegenhei-
ten der Anstalt eine flir sie gewinnbringende Tatigkeit nur ausiben, wenn der Verwal-
tungsrat dies unter Ausschluss der Beteiligten beschlossen hat. Fir die Mitglieder des
Vorstands gilt das Wettbewerbsverbot des § 88 AktG entsprechend.

2. Mit Mitgliedern des Vorstands und mit Mitgliedern des Verwaltungsrates durfen
Rechtsgeschafte nur abgeschlossen werden, wenn

a) der Verwaltungsrat dem Abschluss solcher Rechtsgeschafte zugestimmt hat
und
b) die Geschafte nach Zeit und Betrag begrenzt sind.

Die Mitglieder aller Organe der Anstalt sind zur Verschwiegenheit tiber alle vertraulichen
Angelegenheiten sowie Uber Geschafts- und Betriebsgeheimnisse der Anstalt verpflich-
tet. Die Pflicht besteht fir die Mitglieder auch nach ihrem Ausscheiden aus der Anstalt
fort. Sie gilt nicht gegenilber den zustandigen Organen der Stadt Wuppertal.

Die Befangenheitsvorschriften des § 31 der Gemeindeordnung NRW gelten fiir die Or-
gane der Anstalt sinngemalR.

§5

Der Vorstand
Der Vorstand besteht aus einem Mitglied oder aus mehreren Mitgliedern.

Die Mitglieder des Vorstands werden vom Verwaltungsrat auf die Dauer von hdchstens
5 Jahren bestellt. Wiederholte Bestellung ist zulassig. Die Bestellung kann jederzeit, un-
beschadet etwaiger Entschadigungsanspriiche aus bestehenden Vertragen, vom Ver-
waltungsrat mit den Stimmen von zwei Dritteln seiner Mitglieder widerrufen werden.

Der Verwaltungsrat kann Mitglieder des Vorstandes mit den Stimmen von zwei Dritteln
seiner Mitglieder ihres Amtes entheben. Fur die Dauer der Amtsenthebung von Mitglie-
dern des Vorstandes hat der Verwaltungsrat die Fortfihrung der Geschafte sicherzustel-
len. Den ihres Amtes enthobenen Mitgliedern des Vorstandes ist im Verwaltungsrat Ge-
hoér zu geben. Den betroffenen Vorstandsmitgliedern kann wahrend der Zeit der Bestel-
lung auch im Fall des Widerrufs der Bestellung als Vorstand nur aus wichtigem Grund
gekundigt werden.

Die Mitglieder des Vorstands werden vom Verwaltungsrat auf die Dauer ihrer Bestellung
angestellt. Fur die Festsetzung der Bezige und die Gewahrung von Krediten finden die
§§ 87 und 89 AktG Anwendung.

Der Vorstand leitet die Anstalt eigenverantwortlich, soweit nicht gesetzlich oder durch
diese Satzung etwas anderes bestimmt ist.

Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich und auf3ergerichtlich. Sind mehrere Vorstan-
de bestellt, so vertreten zwei Vorstdnde gemeinschaftlich oder ein Vorstand gemein-
schaftlich mit einer/einem Vertretungsberechtigten die Anstalt. Ist nur ein Vorstand be-
stellt, so vertritt dieser die Anstalt allein.

Der Vorstand hat den Verwaltungsrat Uber alle wichtigen Vorgange rechtzeitig zu unter-
richten und auf Anforderung dem Verwaltungsrat Gber alle Angelegenheiten der Anstalt
Auskunft zu geben.






Der Vorstand ist zustandig fur samtliche arbeitsrechtlichen Entscheidungen gegeniber
Angestellten. Der Vorstand hat sich bei arbeitsrechtlichen Entscheidungen an den Wirt-
schaftsplan und den Stellenplan zu halten und sich an den fir die Stadt Wuppertal gel-
tenden Richtlinien zu orientieren. Dies gilt insbesondere fir das Verfahren der Stellen-
bewertung.

§6
Haftung

Vorstande, die ihre Obliegenheiten verletzen, sind der Anstalt zum Ersatz des daraus ent-
stehenden Schadens verpflichtet.

10.

§7

Der Verwaltungsrat

Der Verwaltungsrat besteht aus dem Vorsitzenden und sechs weiteren Mitgliedern. Fr
die weiteren Mitglieder werden Vertreter bestellt.

Vorsitzende/r des Verwaltungsrates ist der/die Oberblrgermeister/in oder der/die zu-
standige Beigeordnete gemal § 114a Abs. 8 GO NRW

In der ersten Sitzung seiner Amtszeit wahlt der Verwaltungsrat aus seiner Mitte eine/n
stellvertretende/n Vorsitzende/n.

Bei Ausscheiden oder Rucktritt vom Amt des Stellvertreters ist unverziiglich eine Er-
satzwahl vorzunehmen.

Der Verwaltungsrat kann sich eine Geschaftsordnung geben.

Der Kammerer der Stadt Wuppertal oder ein von ihm benannter Beamter oder Ange-
stellter der Gemeinde sowie der zustandige Dezernent / die zustandige Dezernentin flr
Wirtschaft kbnnen an allen Sitzungen mit beratender Stimme teilnehmen.

Die ubrigen Mitglieder des Verwaltungsrats und deren Vertreter werden vom Rat der
Stadt gewahilt.

Mitglieder des Verwaltungsrates kdnnen nicht sein:

-  Bedienstete der Anstalt,

- leitende Bedienstete von juristischen Personen oder sonstigen Organisationen des
offentlichen oder privaten Rechts, an denen die Anstalt mit mehr als 50% beteiligt
ist; eine Beteiligung am Stimmrecht genlgt,

- Bedienstete der Aufsichtsbehdrde, die unmittelbar mit Aufgaben der Aufsicht Uber
die Anstalt befasst sind.

Die Wahl erfolgt fir die Dauer der Wahlperiode des Rates der Stadt, mindestens aber
bis zum Zusammentritt des neu gebildeten Verwaltungsrats. Die Amtszeit von Mitglie-
dern, die dem Rat angehdren, endet im tbrigen mit dem Ausscheiden aus dem Rat; die-
jenige von Mitgliedern, die der Verwaltung angehdren, mit dem Ausscheiden aus dem
aktiven Dienst fur die Stadt. Die Mitglieder des Verwaltungsrats Uben ihr Amt bis zum
Amtsantritt der neuen Mitglieder weiter aus.

Jedes Mitglied des Verwaltungsrates kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat durch schriftliche Erklarung gegenuber dem Vorstand niederlegen. Die
Amtsdauer des an Stelle eines vorzeitig ausgeschiedenen Mitglieds eingetretenen Mit-
glieds beschrankt sich auf die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. Weggefallene
Verwaltungsratsmitglieder sind durch den Rat der Stadt Wuppertal zu ersetzen.

Der Verwaltungsrat hat den zustédndigen Gremien der Stadt auf Verlangen Auskunft
Uber alle wichtigen Angelegenheiten der Anstalt zu geben.



11.

12.

10.

11.

Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind ehrenamtlich tatig. Uber die Gewahrung einer
Aufwandsentschadigung und deren Hohe entscheidet der Rat der Stadt.

Kreditgewahrung an Mitglieder des Verwaltungsrates findet nicht statt.

§8

Einberufung und Beschliusse des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat halt bei Bedarf Sitzungen ab, mindestens aber einmal im Kalender-
halbjahr. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Verwaltungsrates schriftlich oder
in digitaler Form (z.B. per E-Mail) einberufen und geleitet. Er muss auf3erdem einberu-
fen werden, wenn dies mindestens zwei der Mitglieder des Verwaltungsrates unter An-
gabe des Beratungsgegenstandes beantragen.

Die Einladung muss Tagungszeit, Tagungsort und die Tagesordnung angeben. Sie
muss den Mitgliedern des Verwaltungsrats spatestens am 14. Tag vor der Sitzung zu-
gehen. In dringenden Fallen kann die Frist bis auf 24 Stunden verkirzt werden.

Die Sitzungen sind nicht 6ffentlich.

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates hat auf Verlangen des Abschlussprifers zur Er-
orterung des Prufungsberichtes und der Lage der Gesellschaft eine Sitzung des Verwal-
tungsrates einzuberufen. Der Abschlussprifer/die Abschlusspriferin nimmt an den Ver-
handlungen auf Wunsch des Verwaltungsrates oder eines Ausschusses Uber den vom
Vorstand vorgelegten Jahresabschluss und den Lagebericht teil und berichtet von den
wesentlichen Ergebnissen seiner Prifung.

Der Verwaltungsrat ist beschlussfahig, wenn samtliche Mitglieder ordnungsgeman gela-
den sind und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder bzw. deren Stellvertreter
anwesend sind. Durch Telefon- bzw. Videokonferenz zugeschaltete Mitglieder des Ver-
waltungsrates gelten als anwesend und sind stimmberechtigt. Uber andere als in der
Einladung angegebene Beratungsgegenstande darf nur Beschluss gefasst werden,
wenn die Angelegenheit dringlich ist und der Verwaltungsrat der Verhandlung mehrheit-
lich zustimmt oder samtliche Mitglieder des Verwaltungsrats (bzw. deren Stellvertreter)
anwesend sind und kein Mitglied der Behandlung widerspricht.

Wird der Verwaltungsrat nach Beschlussunfahigkeit zum zweiten Mal zur Verhandlung
uber denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rucksicht auf die Zahl
der Erschienenen beschlussfahig. Bei der zweiten Ladung muss auf diese Folge aus-
drucklich hingewiesen werden.

Die Sitzungen des Verwaltungsrates kénnen auch in Form einer Telefon- bzw. Video-
konferenz abgehalten werden oder dadurch, dass einzelne Verwaltungsratsmitglieder im
Wege der Videoubertragung bzw. per Telefon zugeschaltet werden. In diesen Fallen
kann auch die Beschlussfassung im Wege der Telefon- bzw. Videokonferenz erfolgen.

Die Beschlusse des Verwaltungsrats werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefasst. § 50 Abs. 5 GO NRW gilt entsprechend. Bei Stimmengleichheit gilt
ein Antrag als abgelehnt.

Uber die vom Verwaltungsrat gefassten Beschliisse sind Niederschriften anzufertigen,
die vom Vorsitzenden und vom Schriftfihrer zu unterschreiben sind und dem Verwal-
tungsrat in der nachsten Sitzung zur Genehmigung vorgelegt werden.

Der Verwaltungsrat soll die Mitglieder des Vorstands zu seinen Sitzungen
einladen. Die Mitglieder des Vorstands nehmen ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil.



12. In dringenden Einzelféllen kann der/die Vorsitzende des Verwaltungsrats zusammen mit

einem weiteren Mitglied des Verwaltungsrats entscheiden. Diese Entscheidungen sind
dem Verwaltungsrat in der nachsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. § 60 Abs. 1
Satz 4 GO NRW gilt entsprechend.

§9

Pflichten und Zustéandigkeit des Verwaltungsrates
Der Verwaltungsrat Gberwacht die Geschafte des Vorstandes.

Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vorstand Uber alle Angelegenheiten der Anstalt
Berichterstattung verlangen.

Dem Vorstand gegeniber vertritt der Vorsitzende des Verwaltungsrats die Anstalt ge-
richtlich und aulRergerichtlich.

Der Verwaltungsrat hat dem Rat Uber seine Tatigkeit, insbesondere lber die Prifung
der Geschaftsflihrung wahrend des Wirtschaftsjahres und die Prifung gem. § 171 AktG
zu berichten.

Der Verwaltungsrat entscheidet Uber:

a) die Beteiligung und die Anderung der Beteiligung der Anstalt an anderen Unter-
nehmen,

b) die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern des Vorstands sowie Regelungen
der Dienstverhaltnisse der Mitglieder des Vorstands,

c) die Feststellung und Anderung des Wirtschaftsplanes,

d) die Bestellung des Abschlussprifers,

e) die Feststellung des Jahresabschlusses,

f) die Ergebnisverwendung

g) die Entlastung des Vorstands

h) den Abschluss von Vertragen mit einem Wert von tber 50.000 Euro, bei regelma-
RBig wiederkehrenden Verpflichtungen ist malRgeblich der Jahresbetrag, ausgenom-
men hiervon sind Vertrage, deren Refinanzierung im Einzelfall von der Stadt Wup-
pertal zugesagt ist,

i) die Aufnahme von Darlehen,

k) den Abschluss von Betriebsvereinbarungen

l) die Geschaftsordnung fur den Vorstand

Die Entscheidungen zu lit) a, c, d, e, f, g, i bedurfen der Zustimmung des Rates.

§ 10
Rat der Gemeinde

Der Rat der Stadt Wuppertal entscheidet Uber die in § 9 aufgefihrten Angelegenheiten hin-

aus uber:

a) die Anderung der Anstaltssatzung,

b) die Umwandlung und Verschmelzung der Anstalt

c) die Auflésung der Anstalt und die Wahl der Liquidatoren

d die Geltendmachung von Ersatzansprichen gegen Vorstandsmitglieder oder Mitglieder
des Verwaltungsrates und die Wahl von Bevollmachtigten zur Vertretung der Anstalt bei
Rechtsstreitigkeiten mit dem vorgenannten Personenkreis,

e) die aufgrund der Unterlagen zum Jahresabschluss, des Berichts des Verwaltungsrates
und des Berichts Uber die gesetzliche Priufung zu treffenden Maflnahmen

f  Uber sonstige vom Gesetz festgelegte Angelegenheiten



§ 11

Verpflichtungserklarung

Alle Verpflichtungserklarungen bedurfen der Schriftform; die Unterzeichnung erfolgt un-
ter dem Namen ,Wirtschaftsforderung Wuppertal AGR" durch Mitglieder des Vorstands
in vertretungsberechtigter Anzahl, im Ubrigen durch jeweils Vertretungsberechtigte.

Vorstandsmitglieder unterzeichnen ohne Beifiigung eines Vertretungszusatzes, ihre
Stellvertreter mit dem Zusatz ,in Vertretung®, andere Vertretungsberechtigte mit dem
Zusatz ,im Auftrag®.
§12
Wirtschaftsfiihrung und Rechnungswesen

Das Geschéftsjahr der Anstalt ist das Kalenderjahr.

Die Anstalt ist sparsam und wirtschaftlich zu fihren unter Beachtung des o6ffentlichen
Zwecks. Im Ubrigen gelten die Vorschriften des § 75 GO NRW entsprechend.

Die Anstalt wendet das europaische Vergaberecht nach MalRgabe der Regelungen des
Landes Nordrhein-Westfalen an.

Der Vorstand hat daflir zu sorgen, dass das Rechnungswesen und die Organisation die
Erflllung der Aufgaben der Anstalt gewahrleisten. Der Vorstand hat geeignete Mal}-
nahmen zu treffen, insbesondere ein Uberwachungssystem einzurichten, damit den
Fortbestand der Anstalt gefahrdende Entwicklungen frih erkannt werden.

Das Kommunalunternehmen flihrt seine Rechnung nach den Regeln der kaufmanni-
schen doppelten Buchflihrung gem. § 20 KUV.

Gem. § 16 ff KUV hat der Vorstand jahrlich einen Wirtschaftplan, eine flnfjahrige Fi-
nanzplanung und einen Stellenplan sowie einen Vermogensplan aufzustellen und dem
Verwaltungsrat vor Beginn des Geschaftsjahres zur Beratung vorzulegen. Der Vorstand
erstellt aullerdem fur jedes abgelaufene Quartal spatestens innerhalb von 6 Wochen
nach Ablaufen des Quartals einen Bericht an den Verwaltungsrat, in dem die quartals-
anteiligen Planvorgaben den tatsachlichen Quartalsergebnissen gegenibergestellt wer-
den. Wesentliche Abweichungen sind besonders hervorzuheben und zu erldutern. Ein
Exemplar des Berichts wird dem Beteiligungsmanagement der Stadt Wuppertal zeit-
gleich zur Verfligung gestellt.

Sind unterhalb dieser Berichtspflicht Uberschreitungen des Wirtschaftsplanes zu erken-
nen, die Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt Wuppertal haben konnen, ist der
Verwaltungsrat hieriber unverzuglich zu unterrichten.

Der Vorstand hat in Anwendung der Vorschriften des 3. Buches des HGB fur grof3e Ka-
pitalgesellschaften in den ersten drei Monaten des neuen Geschéaftsjahres fur das ver-
gangene Geschaftsjahr einen Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung,
Anhang) und einen Lagebericht aufzustellen und dem Abschlussprifer einzureichen.
Nach Durchfuhrung der Abschlussprufung ist er dem Verwaltungsrat zur Beratung vor-
zulegen. Im Lagebericht oder im Zusammenhang damit ist zur Einhaltung der Zwecker-
reichung Stellung zu nehmen. Die Wirtschaftsférderung Wuppertal ASR veroffentlicht im
Anhang zum Jahresabschluss individualisiert die Bezuge von Vorstand und Verwal-
tungsrat gemaR der Neufassung des § 108 GO NRW durch das Transparenzgesetz
NRW (Stand 17.12.2009; GV.NRW. S. 950).

Die Wirtschaftsplane und Jahresabschlisse der Wirtschaftsforderung Wuppertal A6R
sind als Anlage in den stadtischen Haushaltsplan aufzunehmen.

Die Prifung des Jahresabschlusses umfasst auch die Prifung und Berichterstattung
nach § 53 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 des Haushaltsgrundsatzegesetzes. Diese Unterlagen sind



unverziglich nach Eingang des Prifungsberichtes mit diesem sowie mit dem Vorschlag
fur den Beschluss des Rates der Stadt Uber die Verwendung des Bilanzgewinns dem
Verwaltungsrat zuzuleiten.

10. Der Prufungsbericht des Abschlussprifers wird dem Beteiligungsmanagement der Stadt
Wuppertal unverziiglich nach dessen Eingang Ubersandt.

11. Fir die Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts gilt § 106 GO NRW ent-
sprechend. Dariber hinaus werden dem Rechnungsprifungsamt der Stadt Wuppertal
die Rechte nach § 54 Haushaltsgrundsatzegesetz eingerdumt. Dariber hinaus pruft
das Rechnungsprifungsamt die Wirtschaftsfihrung der Anstalt gemaf der vom Rat der
Stadt erlassenen Rechnungsprifungsordnung.

12. Die Vorschriften zur offentlichen Bekanntmachung der Anstalt richten sich, wenn ge-
setzliche Bestimmungen nichts gegenteiliges regeln, nach den entsprechenden Vor-
schriften der Stadt Wuppertal.

§13
Landesgleichstellungsgesetz

Die Anstalt beachtet die Ziele des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Mannern fir
das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz NRW — LGG NRW).

§14
Public Corporate Governance Kodex

Die Gesellschaft beachtet die Richtlinien des Corporate Governance Kodex nebst Beteili-
gungsrichtlinie der Stadt Wuppertal, soweit diese sinngemalfe Anwendung finden.

§15
Vermogensibergang bei Auflosung der Anstalt

Das Vermdgen der Anstalt geht im Falle der Auflésung der Anstalt im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge auf die Stadt Wuppertal Uber.

§ 16
Inkrafttreten

Die Anstalt entsteht am 01. Januar 2007. Gleichzeitig tritt diese Satzung in Kraft.

Satzung Wirtschaftsforderung Wuppertal Anstalt 6ffentlichen Rechts vom 20.12.2006, ,Of-
fentliche Bekanntmachung® vom 22.12.2006

1. Anderung vom 22.12.2010, ,Der Stadtbote“ Nr. 34/2010 vom 27.12.2010

2. Anderung vom 21.09.2016, ,Der Stadtbote“ Nr. 32/2016 vom 28.09.2016

3. Anderung vom 09.03.2021, ,Der Stadtbote“ Nr. 13/2021 vom 17.03.2021

Redaktionelle Anderung der 3. Anderung vom 24.03.2021, ,Der Stadtbote“ Nr. 17/2021 vom
31.03.2021

4, Anderung vom 23.12.2021, ,Der Stadtbote“ Nr. 61/2021 vom 23.12.2021



	Name, Sitz, Stammkapital, Dauer der Anstalt
	Organe der Anstalt
	Der Vorstand
	Der Verwaltungsrat
	Einberufung und Beschlüsse des Verwaltungsrats
	Pflichten und Zuständigkeit des Verwaltungsrates
	Verpflichtungserklärung
	Vermögensübergang bei Auflösung der Anstalt
	Inkrafttreten


